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Frauenförderplan für die Universi-
tätsverwaltung der BTU Cottbus  
vom 06. Oktober 2010 
 
Der Kanzler der Brandenburgischen Techni-
schen Universität Cottbus hat gemäß Absatz 
7.5 der Frauenförderrichtlinie der Brandenbur-
gischen Technischen Universität Cottbus vom 
10.12.2009 (Amtsblatt der BTU Cottbus 
02/2010 vom 16.03.2010) in Zusammenarbeit 
mit der zentralen Gleichstellungsbeauftragten 
folgenden Frauenförderplan für die Universi-
tätsverwaltung aufgestellt, dem der Gesamt-
personalrat gemäß § 65 Ziffer 7 LPersVG zu-
gestimmt hat: 
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1. Präambel 
1Gemäß § 7 BbgHG fördert die Brandenburgi-
sche Technische Universität Cottbus die tat-
sächliche Gleichstellung von Frauen und Män-
nern und wirkt bei der Wahrnehmung aller 
Aufgaben der Hochschule auf die Beseitigung 
bestehender Nachteile sowie auf die tatsächli-
che Vereinbarkeit von Beruf, Studium und Fa-
milie hin. 2Die Erfüllung dieser Ziele wird durch 
die Frauenförderrichtlinie und die Frauenför-
derpläne angestrebt. 
3Der Frauenförderplan für die Universitätsver-
waltung legt Maßnahmen zur Frauenförderung 
fest, soweit diese nicht bereits in anderen Vor-
schriften, insbesondere der Frauenförderricht-
linie der BTU Cottbus und den Regelungen 
über die Besetzung von Stellen, enthalten sind. 
2. Geltungsbereich 
Der Frauenförderplan erstreckt sich auf die ge-
samte Universitätsverwaltung: 
- Abteilung 1 (Präsidialabteilung); 
- Abteilung 2 (Personal- und Studentische 
Angelegenheiten); 
- Abteilung 3 (Infrastruktur); 
- Bereich des Kanzlers; 
- Bereich des Präsidenten und Persönliche 
Referentin; 
- Technologietransferstelle; 
- VB K1 – Justiziariat, Beteiligungs- und Ver-
tragsmanagement; 
- VB K2 – Controlling, Innenrevision, Baupla-
nung; 
- Gremienbetreuung. 
3. Ziele des Frauenförderplanes 
1Mit 77,4 % (inkl. Auszubildende) sind Frauen 
in der Universitätsverwaltung überproportional 
repräsentiert. 2Das Ziel dieses Frauenförder-
planes besteht dennoch darin, den Frauenan-
teil in allen Entgelt- und Besoldungsgruppen 
sowie in allen Funktionen und Arbeitsberei-
chen, in denen Frauen unterrepräsentiert sind, 
zu erhöhen und Benachteiligungen für Frauen 
in der Universitätsverwaltung durch geeignete 
Maßnahmen zu vermeiden. 
3Ein weiteres Ziel dieses Frauenförderplanes 
besteht in der Erhöhung der Akzeptanz von 
Maßnahmen zur Frauenförderung, die als inte-
graler Bestandteil der Personalentwicklung zu 
verstehen ist. 4Die Vorgesetzten in den Berei-
chen der Universitätsverwaltung sind aufgefor-
dert, Frauen bei entsprechender Qualifikation 
verstärkt zu Bewerbungen um höherwertige 
Stellen zu motivieren und sie zu unterstützen. 
5In die dienstlichen Beurteilungen der Vorge-
setzten sollen deren Anstrengungen um Frau-
enförderung in ihren jeweiligen Bereichen ein-
fließen. 
03.11.2010 Amtsblatt der Brandenburgischen Technischen Universität 11/2010 Seite 3
 
 
Frauenförderplan für die Universitätsverwaltung der BTU Cottbus vom 06. Oktober 2010 
4. Ist-Analyse der Beschäftigtenstruktur in 
der Universitätsverwaltung 
1Die geschlechtsspezifische Statistik der Be-
schäftigtenstruktur in der Universitätsverwal-
tung sagt aus, dass Frauen in diesem Bereich 
insgesamt nicht unterrepräsentiert sind. 2Im 
Juni 2010 beträgt der Frauenanteil 77,4 % 
(siehe Tabelle auf Seite 4). 3Dieser insgesamt 
hohe Frauenanteil spiegelt sich allerdings in 
der Vergütung nicht in allen Strukturbereichen 
adäquat wider. 
4In sämtlichen Diensten liegen die Frauenan-
teile weit über 50 %. 5Selbst im höheren Dienst 
gibt es einen Frauenanteil von durchschnittlich 
71 %, was davon zeugt, dass im Bereich der 
Universitätsverwaltung insgesamt erfreulich 
viele Frauen mit Leitungsaufgaben betraut 
sind. 
6Ein unterdurchschnittlicher Frauenanteil ist im 
gehobenen Dienst im VB 3 (Infrastruktur) zu 
verzeichnen, insbesondere in den Bereichen 
Verwaltungsorganisation und -dienstleistun-
gen, Drittmittel- und EU-Finanzierungen sowie 
Beschaffung. 7Im Bereich des Kanzlers und im 
VB K1 (Justiziariat, Beteiligungs- und Ver-
tragsmanagement) ist nicht eine einzige Frau 
im höheren Dienst beschäftigt. 
5. Maßnahmen zur Frauenförderung in Be-
reichen der Universitätsverwaltung, in 
denen Frauen unterrepräsentiert sind 
1Bei Nachbesetzungen bzw. Neubesetzungen 
von Stellen im gehobenen Dienst und im höhe-
ren Dienst ist verstärkt dafür Sorge zu tragen, 
dass Frauen bei Personalentscheidungen be-
rücksichtigt werden. 2Das betrifft die Bereiche, 
in denen sie unterrepräsentiert sind (s. Tabel-
le). 3Werden diese Stellen nicht mit Frauen be-
setzt, ist dies im Rahmen der Auswahlent-
scheidung unter Beachtung des Prinzips der 
Bestenauslese (Art. 33 Abs. 2 GG) gegenüber 
dem Präsidenten bzw. dem Kanzler und der 
Gleichstellungsbeauftragten zu begründen. 
6. Maßnahmen bei der Übertragung höher-
wertiger Tätigkeiten und zur Förderung 
weiblicher Nachwuchskräfte 
Alle Vorgesetzten in sämtlichen Bereichen der 
Universitätsverwaltung sind aufgefordert, 
Frauen zu motivieren, sich bei entsprechender 
Qualifikation verstärkt um höherwertige Stellen 
zu bewerben, und diese Frauen dabei zu un-
terstützen. 
7. Maßnahmen im Zusammenhang mit Qua-
lifizierungsangelegenheiten 
1Alle Vorgesetzten sind aufgefordert, insbe-
sondere Frauen im Rahmen ihrer Fähigkeiten, 
der dienstlichen Erfordernisse und ihrer beruf-
lichen Entwicklung zu motivieren, an Qualifizie-
rungsmaßnahmen teilzunehmen, auch um sich 
Zusatzqualifikationen zu verschaffen und ihre 
Chance zu erhöhen, sich erfolgreich auf höher 
bewertete Dienstposten zu bewerben. 
2Diesen Belangen ist insbesondere in den Be-
darfsanmeldungen für Aus- und Fortbildungen 
Rechnung zu tragen. 
3Qualifizierungsmaßnahmen sollen auch in ei-
ner solchen Form angeboten werden, dass 
familiäre Gründe oder eine Teilzeitbeschäfti-
gung der Teilnahme nicht entgegenstehen. 
4In Absprache mit der Gleichstellungsbeauf-
tragten fließen Themen der Frauenförderung 
und Frauendiskriminierung in die Aus- und 
Fortbildungsprogramme ein, insbesondere bei 
den Schulungen im Hochschulmanagement, 
und bei der Landesakademie für öffentliche 
Verwaltung, und sollen insbesondere Bestand-
teil von Aus- und Fortbildungsveranstaltungen 
für Führungs- und Leitungskräfte werden. 
8. Maßnahmen im Zusammenhang mit der 
Ermöglichung und Förderung von Teil-
zeitarbeit sowie neuer Formen der Ar-
beitsgestaltung 
1Die Dienststelle legt besonderes Gewicht auf 
die Förderung von Teilzeitbeschäftigungen, 
auch für männliche Bedienstete, sofern dies 
von den Bediensteten gewünscht wird. 2Hierbei 
sollen unter Berücksichtigung der Funktionsfä-
higkeit der Verwaltung möglichst alle Formen 
von Teilzeitbeschäftigung ausgeschöpft wer-
den. 
3Teilzeitarbeit darf sich auf das berufliche Fort-
kommen in keiner Weise nachteilig auswirken. 
4Dies gilt insbesondere für die Teilnahme an 
Aus- und Fortbildungsveranstaltungen im Hin-
blick auf die weitere berufliche Qualifizierung 
von Frauen. 
5Als eine neue Form der Arbeitsgestaltung soll 
die Tele-Arbeit ausgebaut werden. 6Dazu wird 
in 2010 eine entsprechende Dienstvereinba-
rung abgeschlossen. 
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9. Maßnahmen im Zusammenhang mit fa-
milienbedingter Beurlaubung, insbeson-
dere Elternzeit 
1Männliche Beschäftigte sind über die Möglich-
keiten der Beurlaubung im Rahmen der Eltern-
zeit zu informieren. 
2Familienbedingt beurlaubte Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter werden während ihrer Beurlau-
bung in geeigneter Weise über Fortbildungs-
angebote, relevante Hausmitteilungen, Verfü-
gungen und insbesondere über Stellenaus-
schreibungen informiert, wenn sie dieses wün-
schen. 
3Spätestens drei Monate vor dem Wiederein-
stieg wird unter Moderation durch das Referat 
Personalangelegenheiten mit den familienbe-
dingt Beurlaubten ein Personalgespräch über 
deren Rückkehr in das Berufsleben geführt. 
4Vertretungen für familienbedingt Beurlaubte 
sind im Rahmen der Möglichkeiten vorrangig 
zu gewähren. 
10. Rechte und Pflichten der Gleichstel-
lungsbeauftragten und des Gesamtper-
sonalrates 
1Die Rechte und Pflichten der Gleichstellungs-
beauftragten und des Gesamtpersonalrates 
werden durch den Frauenförderplan nicht be-
rührt. 
2Die Umsetzung des Frauenförderplanes ist im 
Abstand von zwei Jahren unter der Federfüh-
rung des Referates Personalangelegenheiten 
mit der Gleichstellungsbeauftragten zu erör-
tern. 
11. Mobbing, Diskriminierung 
1Die Aufgabe der Vorgesetzten ist es, in allen 
Arbeitsbereichen eine Atmosphäre herzustel-
len beziehungsweise zu sichern, in der jegliche 
Form von Mobbing und Diskriminierung unter-
bunden wird und den Betroffenen sofortige Hil-
fe und Unterstützung zuteil werden kann. 
2Im Rahmen des Projektes „Gesundheitsma-
nagement“ stehen den Bediensteten in schwie-
rigen Situationen (z. B. Mobbing, Burn-out-
Syndrom) zudem psychologische Beratungs-
angebote des Arbeitsmedizinischen Dienstes 
zur Verfügung. 
12. Veröffentlichung und Geltungsdauer  
Dieser Frauenförderplan tritt am Tage nach der 
Veröffentlichung im Amtsblatt der Brandenbur-
gischen Technischen Universität Cottbus in 
Kraft und hat eine Geltungsdauer von vier Jah-
ren. 
Cottbus, den 06. Oktober 2010 
 
Walther Ch. Zimmerli  
Prof. Dr. habil. DPhil. h.c. (University of Stellen-
bosch)  
Präsident 
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Frauenförderplan für die zentralen 
wissenschaftlichen Einrichtungen 
und Betriebseinheiten der BTU 
Cottbus* 
vom 06. Oktober 2010 
 
Der Kanzler der Brandenburgischen Techni-
schen Universität Cottbus hat gemäß Absatz 
7.5 der Frauenförderrichtlinie der Brandenbur-
gischen Technischen Universität Cottbus vom 
10.12.2009 (Amtsblatt der BTU Cottbus 
02/2010 vom 16.03.2010) in Zusammenarbeit 
mit der zentralen Gleichstellungsbeauftragten 
folgenden Frauenförderplan für die zentralen 
wissenschaftlichen Einrichtungen und Be-
triebseinheiten* aufgestellt, dem der Gesamt-
personalrat gemäß § 65 Ziffer 7 LPersVG zu-
gestimmt hat: 
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* außer Informations-, Kommunikations- und Medienzentrum 
(IKMZ) 
1. Präambel 
1Gemäß § 7 BbgHG fördert die Brandenburgi-
sche Technische Universität Cottbus die tat-
sächliche Gleichstellung von Frauen und Män-
nern und wirkt bei der Wahrnehmung aller 
Aufgaben der Hochschule auf die Beseitigung 
bestehender Nachteile sowie auf die tatsächli-
che Vereinbarkeit von Beruf, Studium und Fa-
milie hin. 2Die Erfüllung dieser Ziele wird durch 
die Frauenförderrichtlinie und die Frauenför-
derpläne angestrebt. 
3Der Frauenförderplan für die zentralen wis-
senschaftlichen Einrichtungen und Betriebs-
einheiten* legt Maßnahmen zur Frauenförde-
rung fest, soweit diese nicht bereits in anderen 
Vorschriften, insbesondere der Frauenförder-
richtlinie der BTU Cottbus und den Regelun-
gen über die Besetzung von Stellen, enthalten 
sind. 
2. Geltungsbereich 
Der Frauenförderplan erstreckt sich auf die 
zentralen wissenschaftlichen Einrichtungen 
und Betriebseinheiten: 
- Center for Flow and Transport Modelling and 
Measurement – CFTM2, 
- Centrum für Energietechnologie Branden-
burg – CEBra, 
- Forschungszentrum Landschaftsentwicklung 
und Bergbaulandschaften – ZFLB, 
- Hochschulgebäudemanagement Lausitz – 
HGML, 
- Humanökologisches Zentrum – HÖZ, 
- Zentraleinrichtung Hochschulsport – ZEH, 
- Zentraleinrichtung Sprachenzentrum – ZES, 
- Zentralstelle für Weiterbildung – ZfW, 
- Zentralwerkstatt, 
- Zentrum für Rechts- und Verwaltungswis-
senschaften – ZfRV. 
3. Ziele des Frauenförderplanes 
1Mit 46,5 % sind Frauen in den zentralen wis-
senschaftlichen Einrichtungen und Betriebs-
einheiten* nahezu paritätisch repräsentiert. 
2Das Ziel dieses Frauenförderplanes besteht 
dennoch darin, den Frauenanteil in allen Ent-
gelt- und Besoldungsgruppen sowie in allen 
Funktionen und Arbeitsbereichen, in denen 
Frauen unterrepräsentiert sind, zu erhöhen 
und Benachteiligungen für Frauen in den zent-
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ralen wissenschaftlichen Einrichtungen und 
Betriebseinheiten* durch geeignete Maßnah-
men zu vermeiden. 
3Ein weiteres Ziel dieses Frauenförderplanes 
besteht in der Erhöhung der Akzeptanz von 
Maßnahmen zur Frauenförderung, die als inte-
graler Bestandteil der Personalentwicklung zu 
verstehen ist. 4Die Vorgesetzten in den Berei-
chen der zentralen wissenschaftlichen Einrich-
tungen und Betriebseinheiten* sind aufgefor-
dert, Frauen bei entsprechender Qualifikation 
verstärkt zu Bewerbungen um höherwertige 
Stellen zu motivieren und sie zu unterstützen. 
5In die dienstlichen Beurteilungen der Vorge-
setzten sollen deren Anstrengungen um Frau-
enförderung in ihren jeweiligen Bereichen ein-
fließen. 
4. Ist-Analyse der Beschäftigtenstruktur in 
den zentralen wissenschaftlichen Ein-
richtungen und Betriebseinheiten* 
1Die geschlechtsspezifische Statistik der Be-
schäftigtenstruktur in den zentralen wissen-
schaftlichen Einrichtungen und Betriebseinhei-
ten* sagt aus, dass Frauen in diesem Bereich 
insgesamt nahezu paritätisch repräsentiert 
sind (siehe Tabelle auf Seite 8). 2Im Juni 2010 
beträgt der durchschnittliche Frauenanteil  
46,5 %. 3Dieser insgesamt hohe Frauenanteil 
spiegelt sich allerdings in der Vergütungsstruk-
tur nicht adäquat wider. 
4Der hohe Frauenanteil im einfachen Dienst 
(75 %) im Hochschulgebäudemanagement 
lässt sich auf die große Anzahl von Frauen zu-
rückführen, die als Reinigungskräfte tätig sind. 
5Im gehobenen und im höheren Dienst fallen 
die Frauenanteile in den verschiedenen Ein-
richtungen und Betriebseinheiten hingegen 
insgesamt deutlich geringer aus – von 0 bis  
40 %. 6Ausnahmen gibt es lediglich im Spra-
chenzentrum und in der Zentralstelle für Wei-
terbildung – 75 bzw. 100 %. 7Anzumerken ist, 
dass in den Zentralen Wissenschaftlichen Ein-
richtungen der höhere Dienst dort i. d. R. keine 
Leitungstätigkeiten ausübt, sondern wissen-
schaftliche Lehr- und besonders Forschungs-
aufgaben.  
                                                
* außer Informations-, Kommunikations- und Medienzentrum 
(IKMZ) 
5. Maßnahmen zur Frauenförderung in den 
zentralen wissenschaftlichen Einrich-
tungen und Betriebseinheiten*, in denen 
Frauen unterrepräsentiert sind 
1Bei Nachbesetzungen bzw. Neubesetzungen 
von Stellen im Center for Flow and Transport 
Modelling and Measurement – CFTM2, im For-
schungszentrum Landschaftsentwicklung und 
Bergbaulandschaften, im Hochschulgebäude-
management Lausitz, im Humanökologischen 
Zentrum, in der Zentraleinrichtung Hochschul-
sport, in der Zentralwerkstatt, im Zentrum für 
Energietechnologie Brandenburg – CEBra und 
im Zentrum für Rechts- und Verwaltungswis-
senschaften ist verstärkt dafür Sorge zu tra-
gen, dass Frauen bei Personalentscheidungen 
im gehobenen und höheren Dienst berücksich-
tigt werden. 2Werden diese Stellen nicht mit 
Frauen besetzt, ist dies im Rahmen der Aus-
wahlentscheidung unter Beachtung des Prin-
zips der Bestenauslese (Art. 33 Abs. 2 GG) 
gegenüber dem Kanzler und der Gleichstel-
lungsbeauftragten zu begründen. 
6. Maßnahmen bei der Übertragung höher-
wertiger Tätigkeiten und zur Förderung 
weiblicher Nachwuchskräfte 
Alle Vorgesetzten in sämtlichen Bereichen der 
zentralen wissenschaftlichen Einrichtungen 
und Betriebseinheiten* sind aufgefordert, 
Frauen zu motivieren, sich bei entsprechender 
Qualifikation verstärkt um höherwertige Stellen 
zu bewerben, und diese Frauen dabei zu un-
terstützen. 
7. Maßnahmen im Zusammenhang mit Qua-
lifizierungsangelegenheiten 
1Alle Vorgesetzten sind aufgefordert, insbe-
sondere Frauen im Rahmen ihrer Fähigkeiten, 
der dienstlichen Erfordernisse und ihrer beruf-
lichen Entwicklung zu motivieren, an Qualifizie-
rungsmaßnahmen teilzunehmen, auch um Zu-
satzqualifikationen zu erwerben und ihre 
Chance zu erhöhen, sich erfolgreich auf höher 
bewertete Dienstposten zu bewerben. 
2Diesen Belangen ist insbesondere in den Be-
darfsanmeldungen für Aus- und Fortbildungen 
Rechnung zu tragen. 
3Qualifizierungsmaßnahmen sollen auch in ei-
ner solchen Form angeboten werden, dass 
familiäre Gründe oder eine Teilzeitbeschäfti-
gung der Teilnahme nicht entgegenstehen. 
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4In Absprache mit der Gleichstellungsbeauf-
tragten fließen Themen der Frauenförderung 
und Frauendiskriminierung in die Aus- und 
Fortbildungsprogramme ein, insbesondere bei 
den Schulungen im Hochschulmanagement, 
und bei der Landesakademie für öffentliche 
Verwaltung, und sollen insbesondere Bestand-
teil von Aus- und Fortbildungsveranstaltungen 
für Führungs- und Leitungskräfte werden. 
8. Maßnahmen im Zusammenhang mit der 
Ermöglichung und Förderung von Teil-
zeitarbeit sowie neuer Formen der Ar-
beitsgestaltung 
1Die Dienststelle legt besonderes Gewicht auf 
die Förderung von Teilzeitbeschäftigungen, 
auch für männliche Bedienstete, sofern dies 
von den Bediensteten gewünscht wird. 2Hierbei 
sollen unter Berücksichtigung der Funktionsfä-
higkeit der Verwaltung möglichst alle Formen 
von Teilzeitbeschäftigung ausgeschöpft wer-
den. 
3Teilzeitarbeit darf sich auf das berufliche Fort-
kommen in keiner Weise nachteilig auswirken. 
4Dies gilt insbesondere für die Teilnahme an 
Aus- und Fortbildungsveranstaltungen im Hin-
blick auf die weitere berufliche Qualifizierung 
von Frauen. 
5Als eine neue Form der Arbeitsgestaltung soll 
die Tele-Arbeit ausgebaut werden. 6Dazu wird 
in 2010 eine entsprechende Dienstvereinba-
rung abgeschlossen. 
9. Maßnahmen im Zusammenhang mit fa-
milienbedingter Beurlaubung, insbeson-
dere Elternzeit 
1Männliche Beschäftigte sind über die Möglich-
keiten der Beurlaubung im Rahmen der Eltern-
zeit zu informieren. 
2Familienbedingt beurlaubte Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter werden während ihrer Beurlau-
bung in geeigneter Weise über Fortbildungs-
angebote, relevante Hausmitteilungen, Verfü-
gungen und insbesondere über Stellenaus-
schreibungen informiert, wenn sie dieses wün-
schen. 
3Spätestens drei Monate vor dem Wiederein-
stieg wird unter Moderation durch das Referat 
Personalangelegenheiten mit den familienbe-
dingt Beurlaubten ein Personalgespräch über 
deren Rückkehr in das Berufsleben geführt. 
4Vertretungen für familienbedingt Beurlaubte 
sind im Rahmen der Möglichkeiten vorrangig 
zu gewähren. 
10. Rechte und Pflichten der Gleichstel-
lungsbeauftragten und des Gesamtper-
sonalrates 
1Die Rechte und Pflichten der Gleichstellungs-
beauftragten und des Gesamtpersonalrates 
werden durch den Frauenförderplan nicht be-
rührt. 
2Die Umsetzung des Frauenförderplanes ist im 
Abstand von zwei Jahren unter der Federfüh-
rung des Referates Personalangelegenheiten 
mit der Gleichstellungsbeauftragten zu erör-
tern. 
11. Mobbing, Diskriminierung 
1Die Aufgabe der Vorgesetzten ist es, in allen 
Arbeitsbereichen eine Atmosphäre herzustel-
len beziehungsweise zu sichern, in der jegliche 
Form von Mobbing und Diskriminierung unter-
bunden wird und den Betroffenen sofortige Hil-
fe und Unterstützung zuteil werden kann. 
2Im Rahmen des Projektes „Gesundheitsma-
nagement“ stehen den Bediensteten in schwie-
rigen Situationen (z. B. Mobbing, Burn-out-
Syndrom) zudem psychologische Beratungs-
angebote des Arbeitsmedizinischen Dienstes 
zur Verfügung. 
12. Veröffentlichung und Geltungsdauer  
Dieser Frauenförderplan tritt am Tage nach der 
Veröffentlichung im Amtsblatt der Brandenbur-
gischen Technischen Universität Cottbus in 
Kraft und hat eine Geltungsdauer von vier Jah-
ren. 
Cottbus, den 06. Oktober 2010 
 
Walther Ch. Zimmerli  
Prof. Dr. habil. DPhil. h.c. (University of Stellen-
bosch)  
Präsident
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Frauenförderplan für das Informa-
tions-, Kommunikations- und Me-
dienzentrum (IKMZ) der BTU Cott-
bus  
vom 06. Oktober 2010 
 
Der Leiter des IKMZ der Brandenburgischen 
Technischen Universität Cottbus hat gemäß 
Absatz 7.5 der Frauenförderrichtlinie der Bran-
denburgischen Technischen Universität Cott-
bus vom 10.12.2009 (Amtsblatt der BTU Cott-
bus 02/2010 vom 16.03.2010) in Zusammen-
arbeit mit der zentralen Gleichstellungsbeauf-
tragten der BTU und der dezentralen Gleich-
stellungsbeauftragten des IKMZ folgenden 
Frauenförderplan für das IKMZ aufgestellt, 
dem der Gesamtpersonalrat gemäß § 65 Ziffer 
7 LPersVG zugestimmt hat: 
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1. Präambel 
1Gemäß § 7 BbgHG fördert die Brandenburgi-
sche Technische Universität Cottbus die tat-
sächliche Gleichstellung von Frauen und Män-
nern und wirkt bei der Wahrnehmung aller 
Aufgaben der Hochschule auf die Beseitigung 
bestehender Nachteile sowie auf die tatsächli-
che Vereinbarkeit von Beruf, Studium und Fa-
milie hin. 2Die Erfüllung dieser Ziele wird durch 
die Frauenförderrichtlinie und die Frauenför-
derpläne angestrebt. 
3Der Frauenförderplan für das IKMZ legt Maß-
nahmen zur Frauenförderung fest, soweit die-
se nicht bereits in anderen Vorschriften, insbe-
sondere der Frauenförderrichtlinie der BTU 
Cottbus und den Regelungen über die Beset-
zung von Stellen, enthalten sind. 
2. Geltungsbereich 
Der Frauenförderplan erstreckt sich auf das 
gesamte Informations-, Kommunikations- und 
Medienzentrum:  
- Leitung, 
- Universitätsbibliothek, 
- Universitätsrechenzentrum, 
- Betriebliche Datenverarbeitung, 
- Multimedia-Zentrum. 
3. Ziele des Frauenförderplanes 
1Das IKMZ ist ebenso wie die anderen Einrich-
tungen der BTU Cottbus darum bemüht, die 
tatsächliche Chancengleichheit von Frauen 
und Männern zu verwirklichen. 2Im Unterschied 
zu den Fakultäten geht es allerdings nicht dar-
um, den prozentualen Anteil von Frauen in der 
Belegschaft pauschal zu erhöhen. 3Das Ziel 
dieses Frauenförderplanes besteht darin, den 
Frauenanteil in allen Entgelt- und Besoldungs-
gruppen sowie in allen Funktionen und Ar-
beitsbereichen, in denen Frauen unterreprä-
sentiert sind, zu erhöhen und Benachteiligun-
gen für Frauen im IKMZ durch geeignete Maß-
nahmen zu vermeiden. 4Die Anstrengungen 
konzentrieren sich dabei insbesondere darauf, 
die berufliche Weiterbildung der Mitarbeiterin-
nen so zu realisieren, dass die berufliche Qua-
lifizierung auf einem hohen Niveau gewährleis-
tet ist. 
5Ein weiteres Ziel dieses Frauenförderplanes 
besteht in der Erhöhung der Akzeptanz von 
Maßnahmen zur Frauenförderung, die als inte-
graler Bestandteil der Personalentwicklung zu 
verstehen ist. 6Die Vorgesetzten in den Berei-
chen des IKMZ sind aufgefordert, Frauen bei 
entsprechender Qualifikation verstärkt zu Be-
werbungen um höherwertige Stellen zu moti-
vieren und sie zu unterstützen. 7In die dienstli-
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chen Beurteilungen der Vorgesetzten sollen 
deren Anstrengungen um Frauenförderung in 
ihren jeweiligen Bereichen einfließen. 
4. Ist-Analyse der Beschäftigtenstruktur im 
IKMZ 
1Die geschlechtsspezifische Statistik der Be-
schäftigtenstruktur im IKMZ sagt aus, dass 
Frauen in diesem Bereich insgesamt nicht un-
terrepräsentiert sind. 2Im Juni 2010 beträgt der 
Frauenanteil 66,7 % (siehe Tabelle auf Seite 
12). 3Dieser insgesamt hohe Frauenanteil fin-
det sich allerdings vorwiegend im einfachen 
und mittleren Dienst. 
4Im mittleren Dienst beträgt der Frauenanteil 
durchschnittlich 93,1 %. 5Das ist darauf zu-
rückzuführen, dass diese Vergütungsgruppen 
insbesondere für „frauentypische“ Tätigkeiten 
zur Anwendung kommen. 
6Erfreulich ist der vergleichsweise hohe Frau-
enanteil von durchschnittlich 68,2 % im geho-
benen Dienst. 
7Im höheren Dienst hingegen ist der durch-
schnittliche Frauenanteil mit 36 % relativ ge-
ring. 8Leitungsaufgaben werden im höheren 
Dienst im IKMZ von sieben der insgesamt 25 
Personen wahrgenommen; zwei davon sind 
Frauen. 
5. Maßnahmen zur Frauenförderung in Be-
reichen des IKMZ, in denen Frauen un-
terrepräsentiert sind 
1Bei Nachbesetzungen bzw. Neubesetzungen 
von Stellen im gehobenen Dienst und im höhe-
ren Dienst ist verstärkt dafür Sorge zu tragen, 
dass Frauen bei Personalentscheidungen be-
rücksichtigt werden. 2Das betrifft die Bereiche, 
in denen sie unterrepräsentiert sind (s. Tabel-
le). 3Werden diese Stellen nicht mit Frauen be-
setzt, ist dies im Rahmen der Auswahlent-
scheidung unter Beachtung des Prinzips der 
Bestenauslese (Art. 33 Abs. 2 GG) gegenüber 
dem Leiter des IKMZ und der Gleichstellungs-
beauftragten zu begründen. 
6. Maßnahmen bei der Übertragung höher-
wertiger Tätigkeiten und zur Förderung 
weiblicher Nachwuchskräfte 
Alle Vorgesetzten in sämtlichen Bereichen des 
IKMZ sind aufgefordert, Frauen zu motivieren, 
sich bei entsprechender Qualifikation verstärkt 
um höherwertige Stellen im IKMZ zu bewer-
ben, und diese Frauen dabei zu unterstützen. 
7. Maßnahmen im Zusammenhang mit Qua-
lifizierungsangelegenheiten 
1Alle Vorgesetzten sind aufgefordert, Frauen 
im Rahmen ihrer Fähigkeiten, der dienstlichen 
Erfordernisse und ihrer beruflichen Entwick-
lung zu motivieren, an Qualifizierungsmaß-
nahmen teilzunehmen, auch um sich Zusatz-
qualifikationen zu verschaffen und ihre Chance 
zu erhöhen, sich erfolgreich auf höher bewer-
tete Dienstposten zu bewerben. 
2Diesen Belangen ist insbesondere in den Be-
darfsanmeldungen für Aus- und Fortbildungen 
Rechnung zu tragen. 
3Qualifizierungsmaßnahmen sollen auch in ei-
ner solchen Form angeboten werden, dass 
familiäre Gründe oder eine Teilzeitbeschäfti-
gung der Teilnahme nicht entgegenstehen. 
4In Absprache mit der Gleichstellungsbeauf-
tragten fließen Themen der Frauenförderung 
und Frauendiskriminierung in die Aus- und 
Fortbildungsprogramme ein, insbesondere bei 
den Schulungen im Hochschulmanagement, 
und bei der Landesakademie für öffentliche 
Verwaltung, und sollen insbesondere Bestand-
teil von Qualifizierungsveranstaltungen für 
Führungs- und Leitungskräfte werden. 
5Die Beschäftigten des IKMZ können verschie-
dene Möglichkeiten zur beruflichen Qualifizie-
rung wahrnehmen. 6Dazu gehören beispiels-
weise: 
- Angebote der Zentralstelle für Weiterbildung, 
- innerbetriebliche Schulungen, 
- Schulungen des Landes zu Themen, die für 
die Arbeit im öffentlichen Dienst relevant 
sind (Landesakademie für Öffentliche Ver-
waltung Königs Wusterhausen), 
- fachspezifische Schulungen, Informations-
veranstaltungen, Kongresse und Messen. 
6Die Änderung der einschlägigen Berufsbilder 
und das immer komplexer werdende Informati-
onsumfeld erfordern die kontinuierliche Fortbil-
dung aller Beschäftigten. 7Dabei wird darauf 
geachtet, dass diese Fortbildung familienver-
träglich angeboten wird. 
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8. Maßnahmen im Zusammenhang mit der 
Ermöglichung und Förderung von Teil-
zeitarbeit sowie neuer Formen der Ar-
beitsgestaltung 
1Die Dienststelle legt besonderes Gewicht auf 
die Förderung von Teilzeitbeschäftigungen, 
auch für männliche Bedienstete, sofern dies 
von den Bediensteten gewünscht wird. 2Hierbei 
sollen unter Berücksichtigung der Funktionsfä-
higkeit der Verwaltung möglichst alle Formen 
von Teilzeitbeschäftigung ausgeschöpft wer-
den. 
3Teilzeitarbeit darf sich auf das berufliche Fort-
kommen in keiner Weise nachteilig auswirken. 
4Dies gilt insbesondere für die Teilnahme an 
Aus- und Fortbildungsveranstaltungen im Hin-
blick auf die weitere berufliche Qualifizierung 
von Frauen. 
5Als eine neue Form der Arbeitsgestaltung soll 
die Tele-Arbeit ausgebaut werden. 6Dazu wird 
in 2010 eine entsprechende Dienstvereinba-
rung abgeschlossen. 
9. Maßnahmen im Zusammenhang mit fa-
milienbedingter Beurlaubung, insbeson-
dere Elternzeit 
1Männliche Beschäftigte sind über die Möglich-
keiten der Beurlaubung im Rahmen der Eltern-
zeit zu informieren. 
2Familienbedingt beurlaubte Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter werden während ihrer Beurlau-
bung in geeigneter Weise über Fortbildungs-
angebote, relevante Hausmitteilungen, Verfü-
gungen und insbesondere über Stellenaus-
schreibungen informiert, wenn sie dieses wün-
schen. 
3Spätestens drei Monate vor dem Wiederein-
stieg wird unter Moderation durch das Referat 
Personalangelegenheiten mit den familienbe-
dingt Beurlaubten ein Personalgespräch über 
deren Rückkehr in das Berufsleben geführt. 
4Vertretungen für familienbedingt Beurlaubte 
sind im Rahmen der Möglichkeiten vorrangig 
zu gewähren. 
10. Rechte und Pflichten der Gleichstel-
lungsbeauftragten und des Gesamtper-
sonalrates 
1Die Rechte und Pflichten der Gleichstellungs-
beauftragten und des Gesamtpersonalrates 
werden durch den Frauenförderplan nicht be-
rührt. 
2Die Umsetzung des Frauenförderplanes ist im 
Abstand von zwei Jahren unter der Federfüh-
rung des Referates Personalangelegenheiten 
mit der Gleichstellungsbeauftragten zu erör-
tern. 
11. Mobbing, Diskriminierung 
1Die Aufgabe der Vorgesetzten ist es, in allen 
Arbeitsbereichen eine Atmosphäre herzustel-
len beziehungsweise zu sichern, in der jegliche 
Form von Mobbing und Diskriminierung unter-
bunden wird und den Betroffenen sofortige Hil-
fe und Unterstützung zuteil werden kann. 
2Im Rahmen des Projektes „Gesundheitsma-
nagement“ stehen den Bediensteten in schwie-
rigen Situationen (z. B. Mobbing, Burn-out-
Syndrom) zudem psychologische Beratungs-
angebote des Arbeitsmedizinischen Dienstes 
zur Verfügung. 
12. Veröffentlichung und Geltungsdauer  
Dieser Frauenförderplan tritt am Tage nach der 
Veröffentlichung im Amtsblatt der Brandenbur-
gischen Technischen Universität Cottbus in 
Kraft und hat eine Geltungsdauer von vier Jah-
ren. 
Cottbus, den 06. Oktober 2010 
 
Walther Ch. Zimmerli  
Prof. Dr. habil. DPhil. h.c. (University of Stellen-
bosch)  
Präsident
 
 
 
